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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes über die Statistik der Überschuldung privater Personen 
(Überschuldungsstatistikgesetz - ÜSchuldStatG) 


A. Problem und Ziel 

Die Überschuldungsstatistik hat die Funktion, umfassende Informationen über 
den von einer finanziellen Notsituation betroffenen Personenkreis zur Ver- 
fügung zu stellen. Zuverlässige und vergleichbare Daten sind eine unverzicht- 
bare Grundlage für die Sozialberichterstattung sowie die Armuts- und Reich- 
tumsberichterstattung und für die Planung und Entwicklung zielgerichteter 
Maßnahmen und Initiativen des Bundes und der Länder. Die aus der Statistik ge- 
wonnenen Erkenntnisse können dazu beitragen, Vorschläge zur Verhinderung 
und Überwindung von Überschuldung zu entwickeln. 

Die Überschuldungsstatistik wird seit dem Berichtsjahr 2006 auf Basis der 
Ausnahmeregelung nach § 7 des Bundesstatistikgesetzes durchgeführt. Das 
Statistische Bundesamt erhebt die Daten bei den Schuldner- und Insolvenz- 
beratungsstellen; die Erteilung der Auskünfte ist freiwillig. § 7 Absatz 5 des 
Bundesstatistikgesetzes erlaubt eine Fortführung der Überschuldungsstatistik 
nur bis zum Berichtsjahr 2010. Ziel ist es, auch für die Zukunft eine aussagekräf- 
tige Überschuldungsstatistik zu sichern. 


B. Lösung 

Mit dem Gesetzentwurf soll die rechtliche Grundlage für eine dauerhafte Fort- 
führung der Überschuldungsstatistik geschaffen werden. Die Schuldner- und 
Insolvenzberatungsstellen können freiwillig teilnehmen. Die dauerhafte Fort- 
führung der Überschuldungsstatistik als Bundesstatistik ermöglicht eine grund- 
legende Verbesserung der Aussagekraft der Statistik durch eine zunehmende Be- 
teiligung der Beratungsstellen. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine. 
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2. Vollzugsaufwand 

Nach Kostenkalkulationen des Statistischen Bundesamtes entstehen für die 
Durchführung des Überschuldungsstatistikgesetzes jährlich Kosten in Höhe von 
40 1 00 Euro. Hieranter fallen Personalkosten in Höhe von 28 1 00 Euro pro Jahr. 
Einmalig entstehen Personalkosten in Höhe von 52 500 Euro für die Anpassung 
der bestehenden Programme zur Aufbereitung der Daten. Eine Kompensation 
der Kosten erfolgt aus dem Einzelplan 17 durch Umschichtung in den Einzel- 
plan 06. 


E. Sonstige Kosten 

Die Ausführung des Gesetzes wird keine Auswirkungen auf Einzelpreise oder 
das allgemeine Preisniveau haben. Zusätzliche sonstige Kosten für die Wirt- 
schaft, insbesondere für kleinere und mittlere Unternehmen, entstehen nicht. 


F. Bürokratiekosten 

Für die Wirtschaft, die Bürgerinnen und Bürger und die Verwaltung entstehen 
keine Informationspflichten. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat das Regelungsvorhaben geprüft und keine 
Bedenken dagegen geäußert. 
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BUNnESRKPlJBl.lK DEUTSCHI.AN» 


Berlin, 


Oktober 2011 


OIE Bijndeskanz,lerin 

An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Statistik der Überschuldung privater 
Personen (Überschuldungsstatistikgesetz - ÜSchuldStatG) 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 888. Sitzung am 14. Oktober 201 1 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes über die Statistik der Überschuidung privater Personen 
(Überschuidungsstatistikgesetz - ÜSchuidStatG) 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Art und Zweck 

Zur Darstellung und Bewertung der Situation überschul- 
deter privater Personen wird eine Bundesstatistik durchge- 
führt. 

§2 

Durchführung 

Die Daten werden vom Statistischen Bundesamt erhoben 
und aufbereitet. 


§3 

Erhebungseinheiten 

Erhebungseinheiten sind 

1 . Schuldner- oder Insolvenzberatungsstellen in der Träger- 
schaft von Wohlfahrts- und Verbraucherverbänden sowie 
von Gemeinden, Gemeindeverbänden und sonstigen 
Körperschaften des öffentlichen Rechts, 

2. Schuldner- oder Insolvenzberatungsstellen, die als ge- 
meinnützig anerkaimt oder als Verein eingetragen und die 
Mitglied in Wohlfahrts- oder Verbraucherverbänden sind, 

3. gewerbliche Anbieter von Schuldner- oder Insolvenz- 
beratung, die über eine Anerkennung als geeignete Stelle 
nach § 305 Absatz 1 Nummer 1 der Insolvenzordnung 
verfügen, 

4. Personen, für die von den Schuldner- oder Insolvenz- 
beratungsstellen nach den Nummern 1 bis 3 eine Bera- 
tung dokumentiert ist. 


§4 

Periodizität 


4. Eigenschaft als anerkannte Stelle nach § 305 Absatz 1 
Nummer 1 der Insolvenzordnung, 

5. Anzahl der Kurz- und Onlineberatungen, 

6. Anzahl der nach § 3 Nummer 4 beratenen Personen, 

7. Anzahl der nach § 3 Nummer 4 beratenen Personen, die 
in eine Übermittlung ihrer Daten an das Statistische Bun- 
desamt nicht eingewilligt haben. 

Die Angaben zu den Nummern 1 bis 4 werden zum 3 1 . De- 
zember des Berichtsjahres, die Angaben zu den Nummern 5 
bis 7 werden für das Berichtsjahr erfasst. 

(2) Für die nach § 3 Nummer 4 beratenen Personen wer- 
den folgende Erhebungsmerkmale erfasst: 

1 . Datum der ersten Kontaktaufnahme sowie des Beginns 
und gegebenenfalls der Beendigung der Beratung, 

2. Stand der Beratung, 

3. Angaben, ob die Beratung nach § 16a Nummer 2 des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch oder nach § 1 1 Ab- 
satz 5 Satz 2 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch er- 
folgt, 

4. Grund der Beendigung der Beratung, 

5. Geburtsjahr, 

6. Geschlecht, 

7. Staatsangehörigkeit, 

8. amtlicher Gemeindeschlüssel des Wohnortes, 

9. Familienstand, 

10. Lebensfomi, 

1 1 . Zahl der im Haushalt lebenden Personen, 

12. Zahl aller im Haushalt lebenden unterhaltsberechtigten 
Kinder nach Altersklassen, 


Die Erhebungen werden jährlich für das vorangegangene 
Kalenderjahr (Berichtsjahr) durchgeführt, erstmals für das 
Berichtsjahr 2011. 

§5 

Erhebungsmerkmale, 
Beriehtszeitpunkte und -Zeiträume 


1 3 . Zahl der außerhalb des Haushalts lebenden unterhalts- 
berechtigten eigenen Kinder nach Altersklassen, 

14. berufliche Ausbildung oder Studium, 

15. Erwerbsstatus, 

16. Höhe der eigenen monatlichen Einkünfte, untergliedert 
nach Einkunftsarten, 


(1) Für die Schuldner- und Insolvenzberatungsstellen 
nach § 3 Nummer 1 bis 3 werden folgende Erhebungsmerk- 
male erfasst: 


17. Höhe der monatlichen Einkünfte der übrigen im Haus- 
halt lebenden Personen, untergliedert nach Einkunfts- 
arten, 


1. Art der Trägerschaft und Mitgliedschaft in Wohlfahrts- 
oder Verbraucherverbänden, 

2. Stellenzahl im Bereich Beratung nach Berufsfachrichtun- 
gen, 

3. Stellenzahl im Bereich Verwaltung, 


18. monatliche Ausgaben der im Haushalt lebenden Per- 
sonen, 

19. Auslöser der Überschuldung, 

20. Zahl der Gläubiger nach Art und Höhe der Forderun- 
gen, 
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2 1 . Schulden aus Bürgschaft, gesamtschuldnerischer Haf- 
tung oder Mitverpflichtung, 

22. Ausstellung einer Bescheinigung nach § 305 Absatz 1 
Nummer 1 der Insolvenzordnung durch die Beratungs- 
stelle, 

23. Ausstellung einer Bescheinigung nach § 850k Absatz 5 
der Zivilprozessordnung durch die Beratungsstelle, 

24. Verfügung über ein eigenes Konto und Angabe, ob 
dieses als Pfändungsschutzkonto geführt wird. 

Die Angaben zu den Nummern 2 und 3 werden zum 3 1 . De- 
zember des Berichtsjahres oder zum Zeitpunkt der Been- 
digung der Beratung, die Angaben zu den Nummern 4, 22 
und 23 werden für das Berichtsjahr und die Angaben zu den 
Nummern 7 bis 2 1 und 24 werden zu Beginn der Beratung 
erfasst. 

§6 

Hilfsmerkmale 

Hilfsmerkmale der Erhebung sind 

1 . Name und Anschrift sowie Rufnummer und Adresse für 
elektronische Post der Schuldner- oder Insolvenzbera- 
tungsstelle, 

2. Namen der Personen, die in der Schuldner- oder Insol- 
venzberatungsstelle für Rückfragen zur Verfügung ste- 
hen, 

3. Kennzeichen der Schuldner- oder Insolvenzberatungs- 
stelle für die nach § 3 Nummer 4 beratene Person, 

4. Angabe, ob für eine nach § 3 Nummer 4 beratene Person 
für vorhergehende Berichtsjahre Daten geliefert wurden. 

Die Angaben nach den Nummern 1 , 3 und 4 dürfen beim Sta- 
tistischen Bundesamt gespeichert werden, bis die Beratung 
der Personen bei den Schuldner- oder Insolvenzberatungs- 
stellen beendet ist und die entsprechenden Angaben für die 
Überschuldungsstatistik vom Statistischen Bundesamt ab- 
schließend aufbereitet und geprüft sind. 

§7 

Auskunftserteilung 

(1 ) Die Erteilung der Auskunft nach den §§ 5 und 6 durch 
die Schuldner- oder Insolvenzberatungsstellen zur Durch- 
führung der Überschuldungsstatistik an das Statistische Bun- 
desamt ist freiwillig. 

(2) Soweit personenbezogene Daten betroffen sind, ist die 
Auskunftserteilung durch die Schuldner- oder Insolvenz- 


beratungsstelle an das Statistische Bundesamt nur zulässig, 
wenn die betroffene Person in die Übermittlung ihrer Daten 
eingewilligt hat. 

(3) Die Auskunft soll dem Statistischen Bundesamt spä- 
testens bis zum 15. Februar des auf das Berichtsjahr folgen- 
den Kalenderjahres elektronisch erteilt werden. 

§8 

Übermittlung von Tabellen und Einzelangaben 
an oberste Bundes- oder Landesbehörden oder an 
Statistikstellen der Gemeinden oder Gemeindeverbände 

(1) Für die Verwendung gegenüber den gesetzgebenden 
Körperschaften und für Zwecke der Planung dürfen den 
obersten Bundes- oder Landesbehörden vom Statistischen 
Bundesamt Tabellen mit statistischen Ergebnissen übennit- 
telt werden, aueh soweit einzelne Tabellenfelder nur einen 
einzigen Fall ausweisen. Für die Regelung von Einzelfällen 
dürfen diese Tabellen nicht übermittelt werden. 

(2) Für ausschließlich kommunalstatistische Zwecke darf 
das Statistische Bundesamt den für statistische Aufgaben zu- 
ständigen Stellen der Gemeinden oder Gemeindeverbände 
(Statistikstellen) auf Ersuchen für deren Zuständigkeits- 
bereich Einzelangaben zu den Erhebungsmerkmalen über- 
mitteln. Die Übermittlung ist nur zulässig, wenn das Statis- 
tikgeheimnis durch gesetzlich vorgeschriebene Maßnahmen, 
insbesondere zur räumlichen, organisatorischen und per- 
sonellen Trermung der Statistikstellen von den für nicht- 
statistische Aufgaben zuständigen Stellen der Gemeinden 
oder Gemeindeverbände, gewährleistet ist. 

§9 

Bericht 

Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag bis 
zum 3 1 . Dezember 20 1 4 einen Bericht vor, in dem sie darlegt, 

1. welche Auswirkungen dieses Gesetz insbesondere auf 
die Beteiligung der Schuldner- und Insolvenzberatungs- 
stellen an der Überschuldungsstatistik hat sowie 

2. ob eine Weiterentwicklung der Vorschriften dieses Geset- 
zes erforderlich ist. 

Der Bericht darf keine personenbezogenen Daten enthalten. 

§ 10 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2012 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Ausgangslage 

Die Überschuldungsstatistik hat die Funktion, umfassende 
Informationen über den von einer finanziellen Notsituation 
betroffenen Personenkreis zur Verfügung zu stellen. Zuver- 
lässige und vergleichbare Daten sind eine unverzichtbare 
Grundlage für die Sozialberichterstattung sowie die Armuts- 
und Reichtumsberichterstattung und für die Planung und Ent- 
wicklung zielgerichteter Maßnahmen und Initiativen des 
Bundes und der Länder. Die aus der Statistik gewonnenen Er- 
kenntnisse können dazu beitragen, Vorschläge zur Verhinde- 
rung und Überwindung von Überschuldung zu entwickeln. 

Die Überschuldungsstatistik enuöglicht eine zielgenaue Pla- 
nung von Präventionsstrategien, erlaubt präzisere Bera- 
tungsbedarfsanalysen und liefert darüber hinaus wichtige 
Anhaltspunkte für die Beurteilung von Gesetzesvorhaben 
etwa im Bereich der Insolvenzordnung, des Zwangsvollstre- 
ckungsrechts oder der Sozialgesetzgebung. Zudem können 
die betreffenden Daten für die Qualitätsentwicklungspro- 
zesse in der Schuldner- und Insolvenzberatung hilfreich sein. 

Bereits im Jahr 2001 hat der Rat der Europäischen Union 
eine Entschließung über den Verbraucherkredit und die Ver- 
schuldung der Verbraucherinnen und Verbraucher angenom- 
men, in der die Notwendigkeit statistischer Erhebungen zur 
Feststellung des Umfangs von Verschuldung sowie der Indi- 
katoren für Amiut und soziale Ausgrenzung hervorgehoben 
und die Mitgliedstaaten um entsprechende Maßnahmen und 
Zusammenarbeit ersucht wurden.* 

Die ebenfalls vom Statistischen Bundesamt durchgeführte 
Insolvenzstatistik, die auf Meldungen der Gerichte beruht, 
erfasst lediglich die Zahl der Verbraucherinsolvenzen, liefert 
jedoch keine Angaben über den betroffenen Personenkreis. 
Demgegenüber lassen sich mit Hilfe der Überschuldungssta- 
tistik Aussagen zur soziodemografischen Zusammensetzung 
dieses Personenkreises, zu Schuldenarten und -höhe, zur 
Gläubigerstruktur, zu Auslösern für die finanzielle Situation, 
Höhe und Arten der Einkommen der Personen, Inanspruch- 
nahme, Wartezeiten und Dauer der Beratung ermitteln. 

Die Überschuldungsstatistik wird seit dem Berichtsjahr 2006 
auf Basis der Ausnahmeregelung nach § 7 des Bundesstatis- 
tikgesetzes durchgeführt. Das Statistische Bundesamt erhebt 
die Daten bei den Schuldner- und Insolvenzberatungsstellen; 
die Erteilung der Auskünfte ist freiwillig. 

§ 7 Absatz 5 des Bundesstatistikgesetzes erlaubt eine Fort- 
führung der Überschuldungsstatistik nur bis zum Berichts- 
jahr 2010. 

II. Ziel und wesentliche Inhalte des Gesetzentwurfs 

Mit dem vorliegenden Gesetz wird die rechtliche Grundlage 
für eine dauerhafte Fortführung der Überschuldungsstatistik 
geschaffen. Sie wird als Bundesstatistik angeordnet. Es 


* Entschließung des Europäischen Rates zur Verschuldung der Ver- 
braucher vom 11. Juli 2001 (http://ue.eu.int/ueDocs/cms_Data/docs/ 
pressData/de/lsa/DOC.69 181 .htm). 


können alle Schuldner- und Insolvenzberatungsstellen frei- 
willig teilnehmen, die unter der Trägerschaft der Wohlfahrts- 
und Verbraucherverbände sowie der Gemeinden, Gemeinde- 
verbände und sonstigen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts stehen, Mitglied bei den Wohlfahrts- und Verbrau- 
cherverbänden sind oder als gewerbliche Anbieter über eine 
Anerkeimung nach § 305 Absatz 1 Nummer 1 der Insolvenz- 
ordnung verfügen. Die Datenerhebung führt in den Schuld- 
ner- und Insolvenzberatungsstellen bei Verwendung einer 
Software mit zertifizierter Schnittstelle zur Statistik kaum zu 
einer Mehrbelastung, da die Angaben für die Überschul- 
dungsstatistik im Regelfall ohnehin im Rahmen der elektro- 
nischen Aktenführung erfasst werden. Die Übermittlung der 
Daten an das Statistische Bundesamt erfolgt ausschließlich 
online. Die Beratungsstellen müssen für die Teilnahme an 
der Statistik über ein Statistik-Modul für ihre Software ver- 
fügen, mit dem die erforderlichen Daten bei den Beratungs- 
stellen aus den elektronisch geführten Akten generiert wer- 
den und über das elektronische Intemet-Übermittlungsver- 
fahren eSTATISTlK.core an das Statistische Bundesamt 
übermittelt werden können. Inzwischen bietet eine Vielzahl 
der relevanten Anbieter von Software für die Beratungsstel- 
len derartige Statistik-Module an, die vom Statistischen Bun- 
desamt überprüft worden sind. Sie haben ein Zertifikat erhal- 
ten, werm sie die Schnittstellenbedingungen für die Statistik 
erfüllen und die erzeugten Beratungsdaten den Plausibilitäts- 
anforderungen des Statistischen Bundesamtes genügen. Seit 
dem Berichtsjahr 2006 hat sich die Zahl der Beratungs- 
stellen, die freiwillig an der Statistik teilnehmen, deutlich 
erhöht. Während für das Berichtsjahr 2006 von den bun- 
desweit rund 1 000 Beratungsstellen 124 an der Überschul- 
dungsstatistik teilgenommen haben, waren es für das Be- 
richtsjahr 2009 236 Beratungsstellen. Durch die gesetzliche 
Verankerung der Überschuldungsstatistik als Bundesstatistik 
wird Klarheit zu Inhalt und weiterem Bestand der Erhebun- 
gen geschaffen. Dies ist für die Bereitschaft in der Schuld- 
ner- und Insolvenzberatung, an statistischen Erhebungen 
mitzuwirken, von besonderer Bedeutung. Die dauerhafte 
Fortführung der Überschuldungsstatistik als Bundesstatistik 
ermöglicht somit eine grundlegende Verbesserung der Aus- 
sagekraft der Statistik durch eine zunehmende Beteiligung 
der Beratungsstellen an der Statistik, die maßgeblich auch 
durch die Wahrnehmung der verschiedenartigen Steuerungs- 
möglichkeiten der Länder beeinflusst wird. 

III. Gesetzgebungskompetenz 

Die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
folgt aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 1 1 des Grundgesetzes. 

IV. Gesetzesfolgen 

1. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

a) Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine. 

b) Vollzugsaufwand 

Nach Kostenkalkulationen des Statistischen Bundesamtes 
entstehen für die Durchführung des Überschuldungsstatistik- 
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gesetzes jährlich Kosten in Höhe von 40 100 Euro. Hierunter 
fallen Personalkosten in Höhe von 28 100 Euro pro Jahr. Ein- 
malig entstehen Personalkosten in Höhe von 52 500 Euro für 
die Anpassung der bestehenden Programme zur Aufbereitung 
der Daten. Eine Kompensation der Kosten erfolgt aus dem 
Einzelplan 17 durch Umschichtung in den Einzelplan 06. 

2. Sonstige Kosten 

Die Ausführung des Gesetzes wird keine Auswirkungen auf 
Einzelpreise oder das allgemeine Preisniveau haben. Zusätz- 
liche sonstige Kosten für die Wirtschaft, insbesondere für 
kleinere und mittlere Unternehmen, entstehen nicht. 

3. Bürokratiekosten 

Für die Wirtschaft, die Bürgerinnen und Bürger und die Ver- 
waltung entstehen keine Infonnationspflichten. 

Der Normenkontrollrat hat das Regelungsvorhaben geprüft 
und keine Bedenken dagegen geäußert. 

V. Auswirkungen auf eine naehhaltige Entwieklung 

Das Vorhaben steht in Einklang mit der Zielrichtung der 
Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. Mit der als Bundes- 
statistik angeordneten Überschuldungsstatistik stehen dauer- 
haft umfassende Informationen über den von einer finanziel- 
len Notsituation betroffenen Personenkreis zur Verfügung. 
Zuverlässige und vergleichbare Daten sind eine unverzicht- 
bare Grundlage für die Sozialberichterstattung sowie die Ar- 
muts- und Reichtumsberichterstattung und für die Planung 
und Entwicklung zielgerichteter Maßnahmen und Initiativen 
des Bundes und der Länder. Die aus der Statistik gewon- 
nenen Erkermtnisse können dazu beitragen, Vorschläge zur 
Verhinderung und Überwindung von Überschuldung zu ent- 
wickeln. Damit leistet die Überschuldungsstatistik einen 
Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung in Deutschland. 

VI. Gleichstellungspolitische Auswirkungen 

Es gibt keine Anhaltspunkte dafür, dass Frauen und Männer 
durch dieses Gesetz unterschiedlich betroffen sein könnten. 


B. Besonderer Teil 

Zu § 1 (Art und Zweck) 

Mit dieser Vorschrift wird die Statistik der Überschuldung 
privater als Bundesstatistik angeordnet. Die Überschul- 
dungsstatistik hat die Funktion, umfassende Informationen 
über den von einer finanziellen Notsituation betroffenen Per- 
sonenkreis zur Verfügung zu stellen. 

Zu § 2 (Durchführung) 

Die Überschuldungsstatistik wird aus Gründen der Einfach- 
heit vom Statistischen Bundesamt durchgeführt. 

Zu § 3 (Erhebungseinheiten) 

Die Überschuldungsstatistik greift auf Daten der Schuldner- 
und Insolvenzberatungsstellen zurück. Durch die Beratungs- 
tätigkeit verfügen die Schuldner- und Insolvenzberatungs- 
stellen über einen großen Datenpool, der anonymisiert für 
die Überschuldungsstatistik genutzt werden soll. In § 3 sind 
die Erhebungseinheiten festgelegt. Unter den Nummern 1 
bis 3 sind die Schuldner- und Insolvenzberatungsstellen ge- 


narmt, von denen Daten erhoben werden sollen. Hierunter 
fallen Schuldner- oder Insolvenzberatungsstellen in der Trä- 
gerschaft von Wohlfahrts- und Verbraucherverbänden sowie 
von Gemeinden, Gemeindeverbänden und sonstigen Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts. Zu den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden gehören insbesondere kreisfreie Städte, 
kreisangehörige Gemeinden sowie auch Stadtstaaten wie die 
Länder Hamburg oder Berlin, die jeweils zugleich eine Ge- 
meinde bilden. Eine Beratungsstelle in der Trägerschaft ei- 
ner sonstigen Körperschaft des öffentlichen Rechts ist bei- 
spielsweise eine Schuldnerberatungsstelle der Handwerks- 
kammer. Zu den Erhebungseinheiten gehören darüber hinaus 
Schuldner- oder Insolvenzberatungsstellen, die als gemein- 
nützig anerkannt oder als Verein eingetragen und die Mit- 
glied in Wohlfahrts- oder Verbraucherverbänden sind, sowie 
gewerbliche Anbieter von Schuldner- oder Insolvenzbera- 
tung, die über eine Anerkennung als geeignete Stelle nach 
§ 305 Absatz 1 Nummer 1 der Insolvenzordnung verfügen. 
Sie stellen dem Statistischen Bundesamt Daten über die von 
ihnen beratenen Personen nach deren Einverständniserklä- 
rung anonymisiert zur Verfügung. Daher sind die Personen, 
für die eine Beratung dokumentiert wurde, unter Nummer 4 
als Erhebungseinheiten genannt. Im Gegensatz zu Personen, 
die Kurz- oder Onlineberatungen in Anspruch genommen ha- 
ben, werden Infonnationen über beratene Personen, die für 
die umfassende Beratung erforderlich sind, dokumentiert. 

Zu § 4 (Periodizität) 

Die Vorschrift bestimmt, dass die Erhebungen jährlich für 
das vorangegangene Kalenderjahr erfolgen und definiert das 
der Erhebung vorangegangene Jahr als Berichtsjahr. Die Er- 
hebung wird erstmals im Jahr 2012 für das Berichtsjahr 2011 
durchgeführt. 

Zu § 5 

(Erhebungsmerkmale, Berichtszeitpunkte und -Zeiträume) 

Zu Absatz 1 
Zu Satz 1 

Absatz 1 Satz 1 legt die Erhebungsmerkmale zu den Schuld- 
ner- und Insolvenzberatungsstellen fest. 

Zu Nummer 1 

(Art der Trägerschaft und Mitgliedschaft in Wohlfahrts- oder 
Verbraucherverbänden) 

Mit dem Erhebungsmerkmal „Art der Trägerschaft und Mit- 
gliedschaft in Wohlfahrts- oder Verbraucherverbänden“ wer- 
den die Schuldner- oder Insolvenzberatungsstellen nach § 3 
Nummer 1 bis 3 getrermt danach erfasst, ob sie in der Träger- 
schaft der Wohlfahrts- und Verbraucherverbände oder der 
Gemeinden und Gemeindeverbände sind, ob sie Mitglied bei 
den Wohlfahrts- und Verbraucherverbänden sind oder ob sie 
als gewerblich organisierte Stelle beraten. 

Zu den Nummern 2 und 3 

(Stellenzahl im Bereich Beratung nach Berufsfachrichtun- 
gen sowie Stellenzahl im Bereich Verwaltung) 

Die Angaben zur Ausstattung der Schuldner- oder Insol- 
venzberatungsstellen mit fachkundigem Personal sind für 
die Bewertung des Beratungsangebots von Bedeutung. Um 
Aussagen über die Stellenbemessung zu ermöglichen, sind 
die Angaben in Vollzeitäquivalenten zu machen. 
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Zu Nummer 4 

(Eigenschaft als anerkannte Stelle nach § 305 Absatz 1 Num- 
mer 1 der Insolvenzordnung) 

Nach § 305 Absatz 1 Nummer 1 der Insolvenzordnung muss 
mit dem Antrag des Schuldners oder der Schuldnerin auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens eine Bescheinigung 
einer als geeignet anerkannten Stelle oder Person vorgelegt 
werden, aus der sich ergibt, dass eine außergerichtliche Ei- 
nigung mit den Gläubigem erfolglos war. Die Länder können 
bestimmen, welche Personen oder Stellen als geeignet an- 
zusehen sind. Da an anerkannte Schuldner- und Insolvenz- 
beratungsstellen im Sinne des § 305 Absatz 1 Nummer 1 der 
Insolvenzordnung besondere Anforderungen gestellt wer- 
den, soll dieses Merkmal erhoben werden. 

Zu Nummer 5 (Anzahl der Kurz- und Onlineberatungen) 

Bei Kurz- und Onlineberatungen handelt es sich um kurze 
Beratungen, die ohne eine genaue Erfassung der Personen- 
angaben von den Schuldner- und Insolvenzberatungsstellen 
durchgefiihrt werden. Durch die Erfassung der Kurz- und 
Onlineberatungen kann dargestellt werden, wie viele Per- 
sonen neben den ausführlich Beratenen, deren Angaben in 
der Überschuldungsstatistik ausgewertet werden, eine kurze 
Beratung oder eine Onlineberatung durch die Schuldner- und 
Insolvenzberatungsstellen in Anspmch genommen haben. 

Zu Nummer 6 

(Anzahl der nach § 3 Nummer 4 beratenen Personen) 

Mit dem Erhebungsmerkmal „Anzahl der nach § 3 Num- 
mer 4 beratenen Personen“ soll die Gesamtzahl der von einer 
Schuldner- oder Insolvenzberatungsstelle im Sinne des § 3 
Nummer 4 beratenen Personen ermittelt werden, für die eine 
Beratung (ohne Kurz- und Onlineberatungen) dokumentiert 
wurde. Für diese Personen werden die Angaben zu den in 
Absatz 2 festgelegten Erhebungsmerkmalen an das Statis- 
tische Bundesamt übermittelt, wenn die jeweils beratene 
Person gemäß § 7 Absatz 2 damit einverstanden ist. 

Zu Nummer 7 

(Anzahl der nach § 3 Nummer 4 beratenen Personen, die in 
eine Übermittlung der Daten an das Statistische Bundesamt 
nicht eingewilligt haben) 

Für die Beurteilung der Repräsentativität der übermittelten 
Angaben einer Beratungsstelle ist es entscheidend, wie viele 
der nach § 3 Nummer 4 beratenen Personen in die Übermitt- 
lung ihrer Daten an das Statistische Bundesamt nicht nach 
§ 7 Absatz 2 eingewilligt haben. 

Zu Satz 2 

Satz 2 bestimmt, dass die Angaben zu den Schuldner- und 
Insolvenzberatungsstellen nach den Nummern 1 bis 4 zum 
31. Dezember des jeweiligen Berichtsjahres erfasst werden. 
Die Angaben zur Anzahl der nach den Nummern 5 bis 7 er- 
folgten Beratungen werden für das Berichtsjahr erfasst. 

Zu Absatz 2 
Zu Satz 1 

In Satz 1 werden die Erhebungsmerkmale für die in den 
Schuldner- und Insolvenzberatungsstellen im Berichtsjahr 


umfassend beratenen Personen festgelegt. Die umfassende 
Beratung kann vor dem Berichtsjahr begonnen oder im 
Laufe des Berichtsjahres beendet worden sein, aber auch 
über das Berichtsjahr hinaus andauem. Die Erhebungsmerk- 
male umfassen neben Angaben zur Beratung der einzelnen 
Personen auch Angaben über die beratenen Personen selbst 
sowie weitere sozioökonomische Merkmale, die für die Ana- 
lyse von Überschuldungssituationen relevant sind. 

Zu Nummer 1 

(Datum der ersten Kontaktaufnahme sowie des Beginns und 
gegebenenfalls der Beendigung der Beratung) 

Diese Erhebungsmerkmale eraiöglichen Aussagen über die 
Wartezeiten für ausführliche Beratungen bei den Schuldner- 
beratungsstellen sowie über die Dauer der Beratung und 
auch darüber, ob die Beratung bereits abgeschlossen ist. 

Zu Nummer 2 (Stand der Beratung) 

Bei Personen, bei denen die Beratung nicht abgeschlossen ist, 
wird mit diesem Erhebungsmerkmal der Stand der noch lau- 
fenden Beratung erhoben. In diesen Fällen wird z. B. gefragt, 
ob es sich um Schuldnerberatung ohne Insolvenzverfahren, 
um einen außergerichtlichen Einigungsversuch oder um eine 
Begleitung während des Insolvenzverfahrens handelt. 

Zu Nummer 3 

(Angaben, ob die Beratung nach § 16a Nummer 2 des Zwei- 
ten Buches Sozialgesetzbuch oder nach § 1 1 Absatz 5 Satz 2 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch erfolgt) 

Mit diesem Merkmal wird erhoben, ob die Schuldnerbera- 
tung entweder nach § 1 6a Nummer 2 des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch (Grundsicherung für Arbeitsuchende) oder 
nach § 1 1 Absatz 5 Satz 2 des Zwölften Buches Sozialgesetz- 
buches (Sozialhilfe) erfolgt oder ob keine der beiden Rechts- 
grundlagen einschlägig ist. Die Unterscheidung der Bera- 
tung nach den verschiedenen Rechtsgrundlagen gibt insbe- 
sondere auch Aufschluss über die Finanzierungsgrundlagen 
der Schuldnerberatung. 

Zu Nummer 4 (Grund der Beendigung der Beratung) 

Ist die Beratung beendet, können die Gründe für die Beendi- 
gung der Beratung Aufschluss darüber geben, wie erfolg- 
reich die Schuldner- oder Insolvenzberatung war. So kann 
beispielsweise emiittelt werden, ob die Beratung planmäßig 
beendet wurde oder ob die Beratung durch die beratene Per- 
son bzw. durch den Berater abgebrochen wurde. 

Zu Nummer 5 (Geburtsjahr) 

Das Merkmal „Geburtsjahr“ wird benötigt, um das Alter der 
beratenen Person festzustellen. 

Zu Nummer 6 (Geschlecht) 

Das Merkmal „Geschlecht“ dient der Zuordnung der berate- 
nen Person zu einem bestimmten Geschlecht. 

Zu Nummer 7 (Staatsangehörigkeit) 

Das Merkmal „Staatsangehörigkeit“ erlaubt unter anderem 
eine Differenzierung der beratenen Personen nach deutscher 
und ausländischer Staatsangehörigkeit. 
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Zu Nummer 8 

(amtlicher Gemeindeschlüssel des Wohnortes) 

Um regionale Analysen zu ermöglichen, wird der amtliche 
Gemeindeschlüssel des Wohnortes der beratenen Person er- 
hoben. Zudem kann die Aussagekraft der Daten mit diesem 
zusätzlichen Erhebungsmerkmal durch differenzierte Aus- 
wertungen verbessert werden. 

Zu Nummer 9 (Familienstand) 

Die Angabe gibt Aufschluss über den personenstandsrecht- 
lichen Familienstand. 

Zu Nummer 10 (Lebensform) 

Das Erhebungsmerkmal ermöglicht Aussagen über die Le- 
bensform, in denen die beratene Person lebt, also ob sie bei- 
spielsweise alleinerziehend ist, ob sie mit einem Partner oder 
einer Partnerin zusammenlebt oder ob sie bei den Eltern lebt. 

Zu Nummer 11 (Zahl der im Haushalt lebenden Personen) 

Das Merkmal „Zahl der im Haushalt lebenden Personen“ 
ermöglicht die Abbildung von Wohnhaushalten und gibt 
Auskunft darüber, wie viele Personen jedenfalls indirekt von 
der Ver- oder Überschuldungssituation der beratenen Person 
betroffen sind. 

Zu den Nummern 12 und 13 

(Zahl aller im Haushalt lebenden unterhaltsberechtigten 
Kinder nach Altersklassen sowie Zahl der außerhalb des 
Haushalts lebenden unterhaltsberechtigten eigenen Kinder 
nach Altersklassen) 

Mit den Angaben zu den unterhaltsberechtigten Kindern ist 
es möglich zu ermitteln, inwiefern Kinder direkt oder in- 
direkt von der Ver- oder Überschuldungssituation betroffen 
sind. 

Zu Nummer 14 (berufliche Ausbildung oder Studium) 

Das Merkmal „berufliche Ausbildung oder Studium“ gibt 
Aufschluss über das Bildungsniveau der beratenen Person. 

Zu Nummer 15 (Erwerbsstatus) 

Das Merkmal „Erwerbsstatus“ wird benötigt, um zu ermit- 
teln, ob die beratene Person einer Erwerbstätigkeit nachgeht, 
und um Angaben zur Art der Erwerbstätigkeit zu erhalten. 

Zu den Nummern 16 und 17 

(Höhe der eigenen monatlichen Eirrkünfte, untergliedert 
nach Einkunftsarten sowie Höhe der monatlichen Einkünfte 
der übrigen im Haushalt lebenden Personen, untergliedert 
nach Einkunftsarten) 

Die Art und die Höhe der Eirrkünfte der beratenen Person 
sowie der sonstigen Haushaltsmitglieder sind wichtig für die 
Beurteilung der Verschuldungssituation. Erfasst werden Ein- 
künfte aus Erwerbstätigkeit sowie aus Vermietung/Verpach- 
tung und Kapitalvemiögen, Einkommensersatzleistungen 
oder Sozialleistungen und sonstige Einkünfte. 

Zu Nummer 18 

(monatliche Ausgaben der im Haushalt lebenden Personen) 

Die Erfassung monatlicher Ausgaben der Haushaltsmitglie- 
der soll Aufschluss über die Verwendung der Haushaltsmit- 
tel ermöglichen. Insbesondere wird hier ermittelt, welcher 


Betrag der Nettoeirrkünfte dem Haushalt nach Abzug der 
Ausgaben für Miete, Energie und andere Wohnkosten sowie 
für Unterhaltszahlungen noch für die übrige Lebenshaltung 
sowie für die angestrebte Schuldentilgung verbleibt. 

Zu Nummer 19 (Auslöser der Überschuldung) 

Die Ursachen dafür, weshalb eine Person nicht mehr in der 
Lage ist, ihren Zahlungsverpflichtungen nachzukommen, 
werden von den Beraterinnen und Beratern in den Beratungs- 
stellen aus den oftmals subjektiven Ausführungen der berate- 
nen Person abgeleitet. Für die Analyse der Situation einer 
überschuldeten Person ist dieses Erhebungsmerkmal von gro- 
ßer Bedeutung. Auslöser körmen beispielsweise Arbeitslosig- 
keit, Trennung bzw. Scheidung, gescheiterte selbständige 
Tätigkeit oder gescheiterte Immobilienfmanzierung sein. 

Zu Nummer 20 

(Zahl der Gläubiger nach Art und Höhe der Forderungen) 

Die Angaben zur Zahl der Gläubiger nach Art und Höhe der 
Forderungen dienen der Bestandsaufnahme der finanziellen 
Situation der Person, die eine Schuldnerberatungsstelle auf- 
sucht, und sind entscheidend für die Analyse der Überschul- 
dungssifuation. 

Zu Nummer 21 

(Schulden aus Bürgschaft, gesamtschuldnerischer Haftung 
oder Mitverpflichtung) 

Diese Angabe soll Aufschluss darüber geben, ob die bera- 
tene Person Schulden aus Bürgschaft, gesamtschuldneri- 
scher Haftung oder Mitverpflichtung hat, und kann damit 
Anhaltspunkte für die Ursachen der Überschuldung liefern. 

Zu Nummer 22 

(Ausstellung einer Bescheinigung nach § 305 Absatz 1 
Nummer 1 der Insolvenzordnung durch die Beratungsstelle) 

Die Beratungsstelle kann eine geeignete Stelle nach § 305 
Absatz 1 Nummer 1 der Insolvenzordnung sein. Nur Be- 
ratungsstellen, die geeignete Stellen i. S. d. § 305 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 der Insolvenzordnung sind, dürfen eine 
Bescheinigung ausstellen, die bestätigt, dass eine außer- 
gerichtliche Einigung mit den Gläubigern des Schuldners er- 
folglos war. Diese Bescheinigung hat der Schuldner nach 
§ 305 Absatz 1 der Insolvenzordnung mit dem Antrag auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder unverzüglich nach 
diesem Antrag vorzulegen. In der Überschuldungsstatistik 
wird erfasst, wie vielen beratenen Personen von den Schuld- 
ner- und Insolvenzberatungsstellen eine solche Bescheini- 
gung ausgestellt worden ist. 

Zu Nummer 23 

(Ausstellung einer Bescheinigung nach § 850k Absatz 5 der 
Zivilprozessordnung durch die Beratungsstelle) 

Das Erhebungsmerkmal „Ausstellung einer Bescheinigung 
nach § 850k Absatz 5 der Zivilprozessordnung“ gibt Aus- 
kunft darüber, ob die Beratungsstelle für die beratene Person 
eine Bescheinigung nach § 850 k Absatz 5 der Zivilprozess- 
ordnung über die nach § 850k Absatz 2 der Zivilprozessord- 
nung im jeweiligen Kalendemionat nicht von einer Pfän- 
dung erfassten Beträge auf einem Pfändungsschutzkonto 
ausgestellt hat. Ist die Beratungsstelle eine nach § 305 Ab- 
satz 1 Nummer 1 der Insolvenzordnung anerkannte Stelle, 
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kann sie die genannte Bescheinigung nach § 850k Absatz 5 
der Zivilprozessordnung ausstellen. 

Zu Nummer 24 

(Verfügung über ein eigenes Konto und Angabe, ob dieses 
als Pfändungsschutzkonto geführt wird) 

Die Möglichkeit zum bargeldlosen Zahlungsverkehr ist für 
die Teilhabe am wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Leben eine wichtige Voraussetzung. Durch die Erfassung 
dieses Merkmals ist eine Einschätzung möglich, wie häufig 
beratene Personen über ein bestehendes Konto verfügen. Bei 
dem eigenen Konto kann es sich auch um ein Pfändungs- 
schutzkonto handeln. 

Zu Satz 2 

Satz 2 bestimmt, dass die Angaben zu den beratenen Per- 
sonen im Sinne von § 3 Nummer 4 nach den Nummern 2 
und 3 zum 31. Dezember des Berichtsjahres oder zum Zeit- 
punkt der Beendigung der Beratung und die Angaben zu den 
Nummern 4, 22 und 23 für das jeweilige Berichtsjahr erfasst 
werden. Bei den Merkmalen zu den Nummern 7 bis 21 
und 24 handelt es sich um persönliche Daten der beratenen 
Person, die nur zum Zeitpunkt des Beginns der Beratung er- 
fasst werden. 

Zu § 6 (Hilfsmerkmale) 

§ 6 bestimmt Hilfsmerkmale der Erhebung. Die Hilfs- 
merkmale sind unverzichtbare Angaben für die technische 
und organisatorische Durchführung der Erhebung. Für sie 
gelten die Trennungs- und Löschungsvorschriften des Bun- 
desstatistikgesetzes. 

Zu Satz 1 

Zu den Nummern 1 und 2 

(Name und Anschrift sowie Rufnummer und Adresse für 
elektronische Post der Schuldner- oder Insolvenzberatungs- 
stelle sowie Namen der Personen, die in der Schuldner- oder 
Insolvenzberatungsstelle für Rückfragen zur Verfügung 
stehen) 

Die Angaben zu den Schuldner- bzw. Insolvenzberatungsstel- 
len dienen der Erhebungsorganisation und der Zusammen- 
führung der Daten sowie um Rückfragen bei den nach Num- 
mer 2 anzugebenden Ansprechpartnem und Ansprechpart- 
nerinnen in der Schuldner- oder Insolvenzberatungsstelle zu 
ermöglichen, die sich auf Angaben über die nach § 3 Num- 
mer 4 beratenen Personen oder auch auf Angaben zu den 
Schuldner- und Insolvenzberatungsstellen beziehen können. 

Zu Nummer 3 

(Kennzeichen der Schuldner- oder Insolvenzberatungsstelle 
für die nach § 3 Nummer 4 beratene Person) 

Die Schuldner- und Insolvenzberatungsstellen vergeben für 
die nach § 3 Nummer 4 beratenen Personen Kennzeichen. 
Die Erhebung dieser Kennzeichen ermöglicht Rückfragen 
bei den Schuldner- und Insolvenzberatungsstellen und die 
Zusammenführung der Angaben einer über mehrere Jahre 
beratenen Person mit dem vorhandenen Datenbestand des 
Statistischen Bundesamtes zur Gewährleistung konsistenter 
Jahresauswertungen. Dies ermöglicht eine Verlaufsbetrach- 
tung der Überschuldungssituation. Die persönlichen Daten 
werden dabei konstant gehalten. 


Zu Nummer 4 

(Angabe, ob für eine nach § 3 Nummer 4 beratene Person für 
vorhergehende Kalenderjahre Daten geliefert wurden) 

Die Angabe, ob für eine nach § 3 Nummer 4 beratene Person 
bereits Daten geliefert wurden, dient der Information, ob An- 
gaben zu einer beratenen Person bereits unter einem Kenn- 
zeichen nach Nummer 3 in den Datenbestand des Statis- 
tischen Bundesamtes aufgenommen wurden. 

Zu Satz 2 

Die Hilfsmerkmale zu den Nummern 1 , 3 und 4 werden vom 
Statistischen Bundesamt gelöscht, sobald die Angaben für 
Personen, deren Beratung beendet ist, für die Überschul- 
dungsstatistik abschließend aufbereitet und geprüft sind. 

Zu § 7 (Auskunftserteilung) 

Zu Absatz 1 

In Absatz 1 wird festgelegt, dass die Erteilung der Auskünfte 
nach den §§ 5 und 6 durch die Schuldner- und Insolvenzbe- 
ratungsstellen an das Statistische Bundesamt freiwillig ist. 
Dies gilt jedenfalls insoweit, als die Beteiligung der Schuld- 
ner- oder Insolvenzberatungsstellen nicht durch Vorgaben 
der einzelnen Bundesländer beeinflusst wird. Die bisherige 
Teilnahmebereitschaft der Schuldnerberatungsstellen hat dazu 
geführt, dass aussagekräftige Ergebnisse aus der Überschul- 
dungsstatistik gewonnen werden konnten. Für Länder, in de- 
nen eine hohe Beteiligung der Beratungsstellen erfolgt, kön- 
nen aus der Überschuldungsstatistik auch landesbezogene 
Ergebnisse erstellt werden. 

Zu Absatz 2 

Soweit personenbezogene Daten betroffen sind, ist für die 
Übermittlung der personenbezogenen Daten nach Absatz 2 
die Einwilligung der beratenen Person erforderlich. 

Zu Absatz 3 

Für den Fall, dass eine freiwillige Teilnahme der Schuldner- 
oder Insolvenzberatungsstelle an der Statistik erfolgt, bein- 
haltet Absatz 3 eine Soll-Vorschrift zu Form und Fristen für 
die Auskunftserteilung an das Statistische Bundesamt. 

Zu §8 

(Übermittlung von Tabellen und Einzelangaben an oberste 
Bundes- oder Landesbehörden oder an Statistikstellen der 
Gemeinden oder Gemeindeverbände) 

Zu Absatz 1 

Nach § 16 Absatz 4 des Bundesstatistikgesetzes dürfen den 
obersten Bundes- oder Landesbehörden für festgelegte Ver- 
wendungszwecke Tabellen mit Ergebnissen auch dann über- 
mittelt werden, wenn einzelne Tabellenfelder nur einen ein- 
zigen Fall ausweisen. Eine Übermittlung dieser Daten ist 
nach § 16 Absatz 4 des Bundesstatistikgesetzes jedoch nur 
dann zulässig, wenn eine Rechtsvorschrift dies ausdrücklich 
vorsieht. § 8 enthält eine solche Regelung. 

Zu Absatz 2 

Nach § 16 Absatz 5 des Bundesstatistikgesetzes bedarf die 
Übermittlung von Einzelangaben an Gemeinden oder 
Gemeindeverbände mit abgeschotteter Statistikstelle einer 
besonderen Regelung im Fachstatistikgesetz. Die Regelung 
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soll den Gemeinden oder Gemeindeverbänden, die die 
Voraussetzungen für eine abgeschottete Statistikstelle er- 
füllen, die Möglichkeit eröffnen, eigene statistische Auf- 
bereitungen für Zwecke der Gemeinde durchzuführen. Die 
Übermittlung ist nur darm zulässig, wenn nach Landesrecht 
eine Trennung der kommunalen Statistikstelle von anderen 
kommunalen Verwaltungsstellen durch technische, organi- 
satorische und personelle Maßnahmen sichergestellt ist und 
damit das Statistikgeheimnis gewahrt bleibt. 

Zu § 9 (Bericht) 

Zu Satz 1 

Satz 1 regelt, dass die Bundesregierung dem Deutschen Bun- 
destag bis zum 3 1 . Dezember 2014 einen Bericht vorlegt. 

Zu Nummer 1 

Nach Nummer 1 enthält der Bericht Ausführungen über die 
Entwicklung der Beteiligung der Schuldner- und Insolvenz- 
beratungsstellen an der Statistik seit Einführung dieses 
Gesetzes. 

Zu Nummer 2 

Nach Nummer 2 enthält der Bericht der Bundesregierung 
auch Aussagen zu einer möglichen Weiterentwicklung die- 
ses Gesetzes. 

Zu Satz 2 

Satz 2 regelt, dass der Bericht keine personenbezogenen 
Daten enthalten darf. 

Zu § 10 (Inkrafttreten) 

Das Gesetz tritt am I. Januar 2012 in Kraft. Damit kann die 
Erhebung für das Berichtsjahr 2011 im Jahr 2012 auf der 
neuen rechtlichen Grundlage durchgeführt werden. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Nomienkontrollrat hat den Entwurf auf 
Bürokratiekosten, die durch Informationspflichten begrün- 
det werden, geprüft. 

Mit dem Regelungsvorhaben sollen die rechtlichen Voraus- 
setzungen für eine dauerhafte Durchführung der Überschul- 
dungsstatistik geschaffen werden. 

Es entstehen keine Informationspflichten für die Wirtschaft, 
die Bürgerinnen und Bürger und die Verwaltung, denn die 
Erteilung der Auskünfte ist freiwillig. 

Vor diesem Hintergrund hat der Nationale Normenkontroll- 
rat keine Bedenken gegen das Regelungsvorhaben. Positiv 
hervorzuheben ist, dass das Ressort den Vollzugsaufwand 
abgeschätzt hat. Nach Kostenkalkulationen des Statistischen 
Bundesamtes wird die Durchführung dieses Gesetzes beim 
Bund bis zum Jahr 2014 zu Gesamtkosten in Höhe von 
173 000 Euro führen. 

Die Kosten, die in den Schuldner- und Insolvenzberatungs- 
stellen für die freiwilligen Meldungen anfallen, sind hierin 
nicht enthalten. 
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